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Giuliani kandidiert auf FP-Bundesliste

„Gender-Kommunismus
zertrümmert“
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Parteimanager plädierte erneut für Pensions- und Bildungsreform
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Generalsekretär Stocker befundet, die FPÖ habe die ÖVP kopiert
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Markus Wölbitsch
Klubobmann ÖVP Wien

WOLFGANG WOLAK

„Es kann nicht
ausgeschlossen werden,

dass sich ein
derartiger Skandal

wiederholt“

NATO-Zusammenarbeit soll ausgeschöpft werden
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Tanner lässt Kauf von Leonardo-Jet prüfen

Agrarkommissar dürfe nicht den Rechten überlassen werden
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Im Talkformat „bei GEBHART“ lädt
KURIER Chefredakteur Martin Gebhart
jeden Mittwoch und Samstag um

20.15 Uhr die Spitzenkandidatinnen und
-kandidaten zum Talk auf KURIER TV.

Heute zu Gast:
Madeleine Petrovic, Liste Petrovic

im Livestream und in der
Mediathek auf KURIER.TV
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Herbert Kickls Festspiel-Eigentor
„Inzuchtpartie“. Der FPÖ-Chef wettert gegen Gäste der Salzburger Festspiele. Dabei finden sich darunter

auch etliche blaue Spitzenfunktionäre. In der Partei ist nun Relativieren und Umdeuten des Sagers angesagt

Politik von innen

VON JOSEF GEBHARD

„Swingerclub der Macht-
lüsternen“, Alexander van
der Bellen als „senileMumie“
in der Hofburg, die Wiener
SPÖ-Politiker Michael Lud-
wig und Peter Hacker als
„Corona-Stalinisten“ – wenn
es um die Verunglimpfung
des politischen Gegners geht,
scheint FPÖ-Chef Herbert
Kickl keine Grenzen des gu-
ten Geschmacks zu kennen.

Hieß es vor einigen Jah-
ren noch, der als derber Sprü-
cheklopfer berüchtigte Kärnt-
ner gelte selbst parteiintern
als zu radikal, um die FPÖ
wieder in Regierungsverant-
wortung zu führen, ver-
teidigen mittlerweile die
blauen Spitzenfunktionäre –
angesichts des jüngsten Hö-
henflugs in Wahlen und Um-
fragen – bereitwillig seine
diversen verbalen Ausritte.

Diesmal ist es freilich et-
was anders: Nach dem jüngs-
ten, von Kickl losgetretenen
Aufreger gibt es statt Applaus
aus den eigenen Reihen
gleich mehrere mehr oder
weniger gelungene Relativie-
rungsversuche.

Was war passiert? Der
FPÖ-Chef hatte wie berichtet
bei einem Wahlkampfauftritt
in Hallein (Salzburg) in Hin-
blick auf die Salzburger Fest-
spiele und die Festspielreden
gemeint, „bei diesen Heuch-
lern, bei dieser Inzuchtpartie“
wolle er nicht dabei sein.

Groß war die Empörung
bei den anderen Parteien.
Von „Niedertracht“ und „Res-
pektlosigkeit“ sprach etwa
Verfassungsministerin Karo-
line Edtstadler (ÖVP).

Wer ist normal?
Woraufhin FPÖ-Generalse-
kretär Christian Hafenecker
zu einer Klarstellung ausrück-
te: Kickls Kritik habe „zu kei-
ner Sekunde den normalen
Festspielgästen“ gegolten.
„Im Visier stand vielmehr der
Bundespräsident, der in sei-
nen Eröffnungsreden immer
von Brücken bauen und vom
Zuschütten von Gräben

die die Festspiele und deren
Eröffnung besuchten, fanden
sich auch jede Menge blauer
Funktionäre. Begonnen mit
Svazek selbst, die sich mehr-
fach in Festkleidung ablich-
ten ließ.

Viele FPÖ-Besucher
Nicht ohne Schadenfreude
hat die Plattform stoppt-
dierechten.at ein Kompen-
dium an blauen Festspiel-
gästen zusammengestellt.

Neben Svazek finden sich
dort auch der Nationalratsab-
geordnete Volker Riefenber-
ger, die nö. Landesrätin
Susanne Rosenkranz, die
mit Svazek sogar die Eröff-
nungsfeier besuchte sowie
der Wiener FPÖ-Politiker Leo

spricht. Dazu applaudieren
dann die Vertreter der
Einheitspartei, die aber
genau das Gegenteil dann in
ihrer Politik leben.“

Ähnlich Salzburgs Lan-
deshauptmann-Stellvertrete-
rin Marlene Svazek, die als
eine der gemäßigteren blau-
en Funktionäre gilt: „Kickl
hat sicher die Bundesregie-
rung bei den Festspielen an-
gesprochen, nicht die Salz-
burger, die wirtschaftlich da-
von profitieren und stolz auf
die Tradition der Festspiele
sind.“

Dass die Blauen in der
Causa Festspiele so eifrig am
Zurückrudern sind, dürfte
einen Grund haben: Neben
den zahlreichen Politikern,

Interview. Der Öffentlich-
keit ist Marie Christine
Giuliani als ORF-Modera-
torin der 1990er/2000er-
Jahre bekannt. Seit 2021
moderiert sie auf FPÖ TV
eigene Gesprächsreihen –
bei der Nationalratswahl
kandidiert sie auf Platz 14
der FPÖ-Bundesliste. Aus-
schlaggebend für ihr poli-
tisches Engagement, das
sie 2023 in einem KU-
RIER-Interview noch eher
ausgeschlossen hatte, wa-
ren, wie Giuliani jetzt sagt
(ganzes Interview auf ku-
rier.at) „zwei Worte: Her-
bert Kickl. Seine Art und
Weise, wie er in den letz-
ten Jahren Politik ge-
macht hat, diese Geradli-
nigkeit, diese Klarheit und
diese Empathie für die
Menschen in unserem
Land haben mich letztlich
vollends überzeugt.“

Dass das Reißver-
schlussprinzip der Bun-
desliste mit ihrer Nomi-
nierung sowie jener von
Lisa Gubik, Susanne
Fürst oder Barbara
Kolm einem Versuch
gleichkommt, die FPÖ
weiblicher und wählba-
rer zu machen, stellt Giu-
liani in Abrede. „Ob eine
Partei wählbar ist, hängt
nicht von weiblich oder
männlich ab, sondern
von den Inhalten. Wir
Frauen, die sich hier ge-
funden haben, haben
sich in der Sache gefun-
den und nicht aufgrund
von Wahltaktik. Finden
Sie einmal so viele kom-
petente Frauen, dass sich
ein Reißverschluss-Sys-
tem ausgeht. Das sollen
die anderen erst einmal
nachmachen!“ Frauen
und ihre Anliegen seien
in der FPÖ immer schon
stark vertreten gewesen.

„Wir stehen für Chancen-
gleichheit in allen Berei-
chen“, so die FPÖ-Kandi-
datin weiter, und: „Frau-
en, die im Job ihre Leis-
tung bringen, werden
auch in Top-Positionen
kommen. Dafür brau-
chenwir keineQuoten.“

„Chancengleichheit“
Es sei traurig, dass Frauen
immer noch weniger ver-
dienen als Männer, doch
Frauen hätten „jetzt noch
ein grundsätzliches Prob-
lem. Angeblich ist es me-
dizinisch nicht mehr fest-
stellbar, ob jemand ein
Mann oder eine Frau ist.
Wir reden über Frauen-
quoten, aber eigentlich
müsste man zuerst defi-
nieren, wer hier heute als
Frau gilt? In Deutschland
kann sich ein Mann mor-
gen als Frau definieren
und eintragen lassen.
Sämtliche Frauenrechte
werden zurzeit durch eine
Art Gender-Kommunis-
mus zertrümmert.“

Das Gendern habe sie
nie gebraucht. „Keine
Frau verdient mehr Geld
oder erhält mehr An-
erkennung, nur weil Gen-
derstern oder Doppel-
punkt verwendet wer-
den.“ Fürwelchen Bereich
sie im Nationalrat spre-
chen wolle, sollte es mit
dem Mandat klappen,
„wird sich weisen, wenn
es soweit ist“. J. HAGER

Lugner. Weiters gleich eine
Abordnung der Salzburger
Freiheitlichen, die die Fest-
spiele in ihrem Posting als
„kulturellen Höhepunkt des
Jahres in Österreich“ feiert.

Einer der seltenen Mo-
mente, bei denen sich Kickl
mit seinem seit Monaten
immer wieder vorgetragenen
Narrativ – „Wir gegen die
abgehobenen Eliten“ – ein
Eigentor schoss. Finden doch
offensichtlich auch blaue
Funktionäre durchaus Gefal-
len an elitären Freizeitbelusti-
gungen. Beim FPÖ-Wahl-
kampfauftakt nächste Woche
in Graz gibt es mit der John-
Otti-Band dann ohnehin wie-
der deutlich bodenständigere
Kost als in Salzburg.

Flexibilisieren. „Für die nächs-
te Regierung wird die Stunde
der Wahrheit schlagen“, sagt
Douglas Hoyos. Der General-
sekretär der Neos hat nun das
Wahlprogramm seiner Partei
präsentiert. Und müsste er es
in einem Wort zusammenfas-
sen, der Begriff der „Refor-
men“ wäre wohl seine bevor-
zugte Wahl. „70 Prozent der
Wähler sind bereit für harte
Reformen“, sagt Hoyos. Dem-
entsprechend bestärkt fühle
sich seine Partei.

„Wir Neos sind die Einzi-
gen, die den Menschen kei-
nen Sand in die Augen streu-
en“, so Hoyos, der sich vor al-
lem auf die Frage einer Pen-
sionsreform bezog. Der pinke
Parteimanager erinnerte da-

Wahlprogramm: Neos versprechen harte
Reformen und peilen 500.000 Stimmen an

ran, dass die Neos den Pen-
sionsantritt flexibilisieren
wollen. Konkret würden sie
ermöglichen, dass jede und
jeder ab dem 62. Lebensjahr
selbstbestimmt in den Ruhe-
stand gehen kann und gleich-
zeitig über die eigene Pen-
sionshöhe entscheidet,

sprich: Wer länger arbeitet,
erarbeitet sich damit eine
deutlich höhere Pension.

Der zweite zentrale
Punkt, den der Generalsekre-
tär bei der Präsentation an-
sprach: die Bildungsreform.

Die Neos wollen deutlich
mehr Lehrpersonal für Öster-
reichs Schulen. „Wir wollen
40.000 Pädagogen einen
Vollzeitbonus von 1.200
Euro im Jahr anbieten“, so
Hoyos.

Darüber hinaus müsse
die Möglichkeit von Querein-
steigern in den Lehrberuf
weiter attraktiviert werden.

Die Frage nach dem
Wahlziel beantwortete der
Generalsekretär mit
„500.000 Stimmen“. C.B.

Kritik. Kein gutes Haar ha-
ben am Dienstag erwar-
tungsgemäß ÖVP-Generalse-
kretär Christian Stocker und
Wirtschaftsbund-Generalse-
kretär Kurt Egger am Wahl-
programm der Freiheitlichen
gelassen. „Das Programm ist
ein widersprüchliches und
gegensätzliches und wird
dieses Land nicht weiterbrin-
gen“, findet Stocker. Egger
nannte es gar „blaues Gift für
denWirtschaftsstandort“.

Die Freiheitlichen, die in
Umfragen seit geraumer Zeit
vor der ÖVP auf dem ersten
Platz liegen, hatten vergan-
genenMittwoch ihrWahlpro-
gramm unter dem Schlag-
wort „Festung der Freiheit“
präsentiert. Bereits den Titel

„Blaues Gift“: Kanzlerpartei ätzt gegen
das Wahlprogramm der freiheitlichen Partei

findet Stocker „verstörend“:
„Festung und Freiheit – das
geht nicht zusammen.“ Zu-
dem sei darin viel enthalten,
was im Österreich-Plan von
Bundeskanzler Karl Neham-
mer (ÖVP) lange vorgesehen
sei. Kickl habe abgeschrie-
ben, meint Stocker: „Kopiert
heißt aber nicht kapiert.“ Ge-
be es doch gehörige Auffas-
sungsunterschiede.

Etwa fürchtet Stocker,
dass Kickl mit seinem
Wunsch nach mehr direkter
Demokratie und Volksinitia-
tiven die repräsentative De-
mokratie abschaffen wolle.
„Nicht weniger alarmierend“
sei die Forderung nach Ab-
schaffung der Briefwahl, da-
mit würden viele vom Wahl-

recht ausgeschlossen. Kopf-
zerbrechen bereitet Stocker
auch die blaue Forderung
nach Abschaffung von Zen-
sur im Internet: „Dahinter
steht für Kickl, dass Hass im
Netzweiter bleiben soll.“

Auch die Beschränkung
internationaler Gerichtshöfe
lehnt die ÖVP ab. Und in Fra-
gen der Sicherheitspolitik sei
Kickl ein „Geisterfahrer“. Be-
sonders sichtbar werde das
bei der Ablehnung der Frei-
heitlichen bei der European
Sky Shield Initiative (ESSI).
Diese soll die heimische Be-
völkerung künftig nicht nur
vor ballistischen Raketen,
sondern auch vor Drohnen
schützen, argumentierte
Stocker.

Was vom Skandal rund um
dieWien Energie übrig blieb

Wien. ÖVP vermisst von Reformen, etwa bei der Bürgermeister-Notkompetenz

VON JOSEF GEBHARD

Ein veritabler Schock unter-
brach vor genau zwei Jahren
jäh die politische Sommer-
pause inWien. ImZuge einer
Krisensitzung mit der Bun-
desregierung wurde be-
kannt, dass der städtische
Energieversorger Wien Ener-
gie aufgrund von Marktver-
werfungen in arge finanziel-
le Probleme geratenwar.

Konkret konnte das
Unternehmen die für die Ge-
schäfte an den Energiebör-
sen nötigen Besicherungen
nicht mehr stellen. Die Stadt
musste beim Bund um (letzt-
lich nicht benötigte) zwei
Milliarden Euro ansuchen.
Zudem machte Wiens Bür-
germeister Michael Ludwig
(SPÖ) per Notkompetenz
zweimal 700 Millionen Euro
für das Unternehmen frei.
Über den Beschluss für die
erste Tranche erfuhr die Öf-
fentlichkeit aber erst nach
Wochen, was für heftige Kri-
tik an Ludwig sorgte.

Die Aufarbeitung der da-
maligen Vorgänge mündete
in einer Reihe von Empfeh-
lungen. Der Großteil davon
sei aber noch nicht umge-
setzt, kritisiert ÖVP-Klubob-
mann Markus Wölbitsch.
„Daher kann nicht ausge-
schlossen werden, dass sich

Hier hatte der Rechnungshof
Mängel gefunden. Laut einer
Anfrage-Beantwortung wur-
den immerhin bereits sechs
zusätzliche Dienstposten be-
schlossen, zwei seien schon
besetzt worden. Bei der Wie-
ner SPÖ verweist man
auf laufende Weiterentwick-
lungen, die der Rechnungs-
hof in seiner jüngsten Stel-
lungnahme positiv bewertet
habe.

Aufsichtsräte
Weniger weit ist man bei
strengeren Standards für die
Auswahl der Aufsichtsräte
der Stadtwerke. Sie stam-
men vor allem aus dem
Stadt-Wien-Umfeld, wie der
Rechnungshof kritisierte. Als
Richtschnur für ein verbes-
sertes Auswahlverfahren
wurde ein eigener Corporate
Governance Kodex bis Som-
mer 2024 angekündigt, ein
solcher liege aber noch nicht
vor, kritisiert die ÖVP. Dies
soll nun im September fol-
gen, betontman bei der SPÖ.

ein derartiger Skandal wie-
derholt.“

Als Beispiel nennt er das
Thema Notkompetenz: Die
Stadtverfassung sieht vor,
dass der Bürgermeister die
per Notkompetenz beschlos-
sene Angelegenheit „unver-
züglich“ den zuständigen Or-
ganen zur nachträglichen Ge-
nehmigung vorlegt. Im kon-
kreten Fall erfolgte dies erst
nach Wochen. Die ÖVP will
eine Präzisierung: „Unverzüg-
lich“ sollte „spätestens binnen
24 Stunden“ bedeuten. Zu-
dem soll die Heranziehung
der Notkompetenz viel ge-
nauer als bisher begründet
werden. Trotz Ankündigun-
gen liege aber noch kein Ent-
wurf vor, kritisiert die ÖVP.

Man sei in der koalitionä-
ren Abstimmung, eine allfäl-
lige Beschlussfassung soll
noch in der aktuellen Regie-
rungsperiode erfolgen, heißt
es bei derWiener SPÖ.

Besser sieht es bei der Re-
form des Beteiligungsma-
nagements der Stadt aus.

Regierung. Die Regierung
dürfte sich bei der lange dis-
kutierten Sicherheitsstrategie
geeinigt haben. Ein 57-seiti-
ger, der APA vorliegender
Letztentwurf, über den auch
profil berichtete, sieht unter
anderem eine Zusammen-
arbeit mit der NATO und den
Ausstieg aus russischem Gas
vor. Offiziell werden könnte
die Strategie heute per Um-
laufbeschluss.

Das Dokument beginnt
mit dem Krieg in der Ukraine
und stellt klar, dass von Russ-
land auch für Europa Gefahr
ausgehe. So heißt es: „Das
Verhältnis zwischen der EU
und Russland hat sich seit
dem völkerrechtswidrigen
Angriffskrieg Russlands
gegen die fundamental geän-
dert“ oder „ImRahmen seiner
hybriden Kriegsführung wird
Russland Europa weiterhin
auch militärisch bedrohen,
mit unterschiedlichenMitteln
herausfordern und versu-
chen, die Europäische Union
und ihr Umfeld zu destabili-
sieren.“ Für die Autoren ist
klar, welche Schlüsse zu zie-
hen sind: Der Ukrainekrieg
verdeutliche, dass „Öster-

Türkis-grüne Koalition bei
Sicherheitsstrategie einig

reichs Verteidigungsfähigkeit
und Resilienz in allen sicher-
heitspolitischen Handlungs-
feldern auf nationaler Ebene
im Einklang mit der EU er-
höhtwerdenmuss“.

Militärisch neutral zu
sein, bedeute nicht, „gleich-
gültig zu sein, wenn Völker-
recht gebrochen wird und die
Souveränität, die territoriale
Integrität oder die Unabhän-
gigkeit eines Staates angegrif-
fen wird“. Als neutraler Staat
darf die Republik keinem Mi-
litärbündnis angehören, eine
Zusammenarbeit mit der
NATO ist aber erlaubt.

Militär. DieNachfolge der aus-
gemusterten Trainingsjets
vom Typ Saab 105 nimmt
konkretere Formen an: Ver-
teidigungsministerin Klaudia
Tanner (ÖVP) beauftragte am
Dienstag die Generaldirek-
tion Präsidium, die Anschaf-
fung von Jet-Trainern des
Typs M-346 der Firma Leo-
nardo zu prüfen. Das italieni-
sche Verteidigungsministe-
rium hatte zuvor ein Angebot
für eine Beschaffungskoope-
ration unterbreitet; finale Ty-
penentscheidung ist das aber
noch keine.

Das Angebot ihres italieni-
schen Amtskollegen bezeich-
nete Tanner im Gespräch mit
der APA als „interessant“.
Auch vom Zeitrahmen sei

Bundesheer: Nachfolge für
Trainingsjet wird konkret

man nun „gar nicht so weit
weg“. Tanner zeigte sich zu-
versichtlich, dass die Prüfung
„noch in diesem Jahr“ abge-
schlossenwerden könne.

Das italienische Verteidi-
gungsministerium, das selbst
Jet-Trainer anschaffen will,
habe diese Kooperation ange-
boten. Sie habe die General-
direktion Präsidiumdaher be-
auftragt, die konkreten Vo-
raussetzungen für eine ge-
meinsame Beschaffung recht-
lich zu prüfen. Zudem sei der
Auftrag ergangen, bei Vorlie-
gen aller Voraussetzungen
Gespräche mit Italien aufzu-
nehmen. Im Sinne der Trans-
parenz hat Tanner eine be-
gleitende Kontrolle der Ver-
gabe angeordnet.

Landwirtschaft. Die Zusam-
menstellung der nächsten
EU-Kommission ist für Präsi-
dentin Ursula von der Leyen
keine leichte Aufgabe. Mit
ihrem Vorhaben, gleich viele
Frauen wie Männer in der
Kommission sitzen zu haben,
ist sie bereits gescheitert.

Jetzt gibt es auch noch
die Forderung des österrei-
chischen Bauernbundes, Von
der Leyen solle darauf ach-
ten, dass der nächste Agrar-
kommissar von der Europäi-
schen Volkspartei (EVP) ge-
stellt werdenmuss.

Der Grund sei die schlech-
te Bilanz des bisherigenAgrar-
kommissars, des Polen Janusz
Wojciechowski. EU-Abgeord-
neter Alexander Bernhuber:

Bauernbund fordert: EU-Kommissar muss
aus der Europäischen Volkspartei kommen

„Egal, ob es um den Pflanzen-
schutz, den Green Deal oder
die dringend notwendige In-
flationsabgeltung der Agrar-
gelder geht: Eswurde geschla-
fen, nicht zugehört und der
Mund nicht aufgemacht. Die-
ser bauernfeindliche Kommis-
sar ist auf allen Ebenen ge-

scheitert.“ Niederösterreichs
Bauernbunddirektor Paul Ne-
mecek ergänzt: „Es ist ent-
scheidend, dass der nächste
Agrarkommissar aus der
Europäischen Volkspartei
kommt. Nur so könne sicher-
gestellt werden, dass dieses
wichtige Themawieder in den
Vordergrund rückt. Dass an-
dere Parteien, wie die Euro-
päischen Rechten, die Interes-
sen und die Arbeit der Land-
wirte nicht ernst genug neh-
men, haben wir in den letzten
fünf Jahren leidvoll gesehen.“

Gerade der Agrarkom-
missar habe für Europa zent-
rale Bedeutung, weil es um
die Versorgungssicherheit
mit Lebensmitteln gehe. So
die Argumentation. MAG

Arbeitet als Psychotherapeu-
tin: Marie Christine Giuliani

Hoyos: „Wir streuen Wählern
keinen Sand in die Augen“

Vor genau zwei Jahren wurden die Finanzprobleme rund um die Wien Energie bekannt. Die Causa beschäftigte über Monate die Politik

Vizekanzler Kogler (Grüne)
und Kanzler Nehammer (ÖVP)

Kommissar Wojciechowski ist
laut ÖVP eine Fehlbesetzung

Mit seinen
Auslassungen zu
den Salzburger
Festspielen
sorgt Kickl für
Empörung
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